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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hagen Reinhold, Frank Sitta, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Nicole Bauer, Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), 

Mario Brandenburg, Dr. Marco Buschmann, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, 

Otto Fricke, Thomas Hacker, Katrin Helling-Plahr, Markus Herbrand, 

Torsten Herbst, Katja Hessel, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, 
Gyde Jensen, Dr. Christian Jung, Thomas L. Kemmerich, Pascal Kober, 

Carina Konrad, Ulrich Lechte, Michael Georg Link, Roman Müller-Böhm, 

Dr. Martin Neumann, Bernd Reuther, Christian Sauter, 

Dr. Wieland Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Judith Skudelny, 

Bettina Stark-Watzinger, Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Katja Suding, 
Michael Theurer, Stephan Thomae, Sandra Weeser, Nicole Westig, 

Katharina Willkomm und der Fraktion der FDP 


Studien des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 


Die Bundesregierung gibt verschiedene Studien bei externen Unternehmen, Uni¬ 
versitäten, Forschungseinrichtungen und anderen Organisationen in Auftrag, um 
ihre Arbeit fakten- und wissenschaftsbasiert ausführen zu können und dauerhaft 
auf dem neuesten Stand der Entwicklung zu sein. Für eine fundierte politische 
Arbeit ist das unabdingbar. Das Bundesministerium muss über die Entwicklungen 
in seinem Geschäftsbereich gut informiert sein, um auf Änderungen reagieren und 
Möglichkeiten der politischen Steuerung ausloten zu können. Gleichzeitig besteht 
nach Ansicht der Fragesteller bei in Auftrag gegebenen Studien die Gefahr poli¬ 
tischer Färbung und eine unverhältnismäßige Einbindung externer Kräfte. Für 
diese Aufgaben werden dann Flaushaltsmittel verwendet, für die eigentlich Plan¬ 
stellen im Bundesministerium vorhanden sind oder entsprechend geschaffen wer¬ 
den oder geschaffen werden könnten. 

Damit bei der Auftragsvergabe für Studien sowohl eine Neutralität in der Ausge¬ 
staltung und ein haushälterisch vernünftiges Maß gegeben sind, muss das Par¬ 
lament darüber in Kenntnis sein, wie die Bundesregierung sich extern Informa¬ 
tionen, Wissen und Daten organisiert. Ein Auswachsen solcher Verbindungen 
zu externen Beratern wie im Falle des Bundesministeriums der Verteidigung 
(BMVg) darf sich nicht wiederholen (vgl. www.taz.de/15579453/). 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Mit welchen Studien (Sachverständigengutachten, Evaluationen, Begleit¬ 
forschungen, demoskopische Untersuchungen, Metastudien etc.) haben das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und dessen Res¬ 
sortforschung sowie sonstige nachgeordnete Behörden seit Oktober 2013 
welche Institutionen, zu welchem Gegenstand, welcher Laufzeit und wel¬ 
chem Budget beauftragt (bitte jeweils einzeln aufschlüsseln)? 

Wann und wo werden oder wurden diese Studien veröffentlicht? 

2. Welche Studien im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und für Ver¬ 
braucherschutz sowie sonstiger nachgeordneter Behörden sind seit Septem¬ 
ber 2017 beendet bzw. fertiggestellt worden? 

3. Welche dieser Studien wurden wann und wo veröffentlicht? 

4. Welche dieser Studien wurden bisher aus welchen Gründen noch nicht ver¬ 
öffentlicht, und wann wird die Bundesregierung diese Studien wo veröffent¬ 
lichen? 

5. Wie sind die Ergebnisse der in Auftrag gegebenen Studien in den entspre¬ 
chenden politischen Themenfeldern in die entsprechenden politischen Ent¬ 
scheidungen (Gesetzentwürfe, Verordnungserlasse, Verordnungsänderun¬ 
gen, Abstimmungsverhalten in nationalen, internationalen und EU-Gremien, 
Fördermittelvergabe, Fördermittelausgestaltung etc.) eingeflossen und sicht¬ 
bar geworden, bzw. wie werden sie einfließen und sichtbar werden (bitte 
nach politischem Themenfeld, entsprechender politischer Handlung und ent¬ 
sprechender Studie auflisten)? 

Berlin, den 5. Juni 2019 

Christian Lindner und Fraktion 
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